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Sodann haben wir einen Antrag gestellt, der eine präzisere
Fassung bezüglich der Beitragsleistung bringt.

Von den andern Traktanden, wie internationaler Kampf um
den Achtstundentag, Abrüstungsfrage und Kampf gegen Krieg und
Militarismus und über die wirtschaftliche Weltlage, möchten wir
diesmal das Hauptgewicht auf das letztere gerichtet wissen.
Sowohl mit dem Achtstundentagproblem wie mit der Abrüstung
haben sich mehrere Kongresse befasst, und es besteht hinsichtlich
dieser Fragen volle Klarheit. Hier ist das zu lösende Problem die
Durchführung, und diese wird man kaum von einem Kongress-
beschluss erwarten. Um so eingehender sollte sich der Kongress
mit der wirtschaftlichen Weltlage befassen und dabei einmal zu
den Problemen der Handelspolitik der Länder Stellung nehmen.
Wir sehen, dass allenthalben die Schutzzolltendenzen sehr stark
zur Geltung kommen. Eine Abklärung wäre hier sehr nötig, denn
sehr oft hat man das Gefühl, als würden die schutzzöllnerischen
Bestrebungen auch von manchen Gewerkschaften nicht ungern
gesehen. Das Parlament des I. G. B. ist die massgebende Stelle,
eine Parole auszugeben.

Um die Abwicklung der Geschäfte bei den vielen Uebersetzungen

zu beschleunigen oder um sie vielleicht überhaupt zu ermöglichen,

müssen die Referenten die Referate schriftlich vorlegen.
Das ist ein Vorteil, aber auch ein Nachteil. Bisher hat sich
gezeigt, dass es fast unmöglich ist, im Plenum eine Diskussion zu
entfalten. Die ganze Arbeit wird in die Kommissionen gelegt. Es
kann sich dann nur der zu einer Sache aussprechen, der Mitglied
der betreffenden Kommission ist, und es sind nur die Länder in
der Lage, in alle Kommissionen Mitglieder zu entsenden, die auf
dem Kongress zahlreich vertreten sind. Es wäre daher der gründlichen

Behandlung des Stoffes wie der Wirksamkeit der gefassten
Beschlüsse dienlicher, wenn in der Zahl der zur Behandlung stehenden

Geschäfte eine Beschränkung auf das unbedingt Nötige
eintreten würde, um so mehr, als ja der Ausschuss in der Lage ist,
zu dringlichen Fragen Stellung zu nehmen. rr.

Nach dem englischen Generalstreik.
Von Max Weber.

Der englische Gene Jstreik vom Mai letzten Jahres und ganz
besonders die Umstände, unter denen er abgebrochen wurde, haben
nicht nur in England, sondern in der Arbeiterschaft aller Länder
lebhafte Erörterungen hervorgerufen. In England selbst war
vereinbart worden, dass die Auseinandersetzung über dieses Thema
ruhen müsse bis nach Beendigung des Bergarbeiterstreiks, worauf
dann an einer Sonderkonferenz von Vertretern aller englischen
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Gewerkschaften eine offene Aussprache stattfinden sollte. Diese
Konferenz ist am 20/21. Januar abgehalten worden, und es ist
nun an Hand des Konferenzprotokolls und des Berichtes, den der
Generalrat den englischen Gewerkschaften über den Bergarbeiterkonflikt

und den Generalstreik erstattet hat, möglich, sich den
Gang der Ereignisse vorzustellen, auch wenn man sie nicht aus
nächster Nähe miterlebt hat. Zwar ist die Angelegenheit heute
nicht mehr « aktuell»; um so eher kann sachlich untersucht werden,

welche Lehren die Gewerkschaften aus diesem gewaltigen
Kampfe ziehen können. Und darauf kommt es doch an. Es hat
keinen Sinn, nachträglich nach den Schuldigen zu fahnden, sonst
könnte man sich die Sache leicht machen und einfach der
konservativen Regierung, die ja zweifellos versagt hat, alle Schuld
zuschieben. Das wäre aber ein allzu bequemer Ausweg. Denn schliesslich

haben die Führer eines gewerkschaftlichen Kampfes die
Aufgabe, alle in Betracht fallenden Faktoren, auch den Starrsinn und
die Unfähigkeit einer reaktionären Regierung, in Rechnung zu
stellen. Es wäre aber auch ungerecht, unter den gewerkschaftlichen
Instanzen nach einem Sündenbock zu suchen; denn wer den Gang
der Ereignisse etwas näher verfolgt, bekommt den Eindruck, dass
eine derartige Verknotung des Konfliktes stattgefunden hat, dass
man die Verantwortung dafür nicht auf einzelne abladen kann,
sondern auf alle Beteiligten verteilen muss. Und nachträglich alle
möglichen Fehler herausdüfteln zu wollen, wäre spitzfindig; denn
bei einer Bewegung von diesem Ausmass ist es selbstverständlich,
dass manches geschieht, von dem man hinterher sagen kann, man
hätte es besser anders gemacht.

Die folgenden Ausführungen bezwecken lediglich, die
Aufmerksamkeit der Leser auf ein paar Punkte zu lenken, die mir von
entscheidender Bedeutung zu sein scheinen für den Ausgang des
ganzen Konfliktes. Das ist einmal die wirtschaftliche Lage des
britischen Kohlenbergbaues vor dem Kampf, ferner die
Forderungen der Bergarbeiter und die Stellung des Generalrates dazu
und schliesslich die Organisation des Generalstreiks. Beim zweiten
und dritten Punkt stütze ich mich hauptsächlich auf den Bericht
des Generalrates und das Protokoll der Konferenz vom 20./21.
Januar.

I.
Die wirtschaftlichen Voraussetzungen des

Kampfes der Bergarbeiter sind vielleicht allgemein und selbst von
den Bergarbeitern nicht genügend berücksichtigt worden. Wohl
war die Krisis des englischen Kohlenbergbaues zur Genüge
bekannt, allein das Uebergewicht, das dadurch den Grubenbesitzern
von vornherein zugeschoben wurde, ist zu wenig gewürdigt worden.

Ueber die Produktion und den Verbrauch von Kohle
in Grossbritannien (ohne Irland) orientieren folgende Zahlen:
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Geaamt. Davon verwendet für Bleibt für
Produktion Export Schiffahrt Inlandverbrauch

in Millionen Tonnen
1913 287 73 21 193
1923 276 78 18 180
1924 267 59 18 190
1925 246 49 16 181

Die Kohlenproduktion war 1925 um 15 Prozent geringer als
1913, was hauptsächlich auf den Rückgang des Exports zurückzuführen

ist. Doch auch der Kohlenverbrauch in England selbst
hatte sich vermindert, noch mehr als in den obigen Zahlen zumAusdruck kommt, denn die Halden wuchsen an. Die Kohlenvorräte

hatten sich im Jahre 1923 von 4 auf 3 Millionen Tonnen
vermindert, Ende 1924 betrugen sie dagegen 5,3 Millionen Tonnen und
1925 nahmen sie noch mehr zu.

Dem Rückgang der Produktion entsprechend, stieg die Zahl
der Arbeitslosen auf 10,1 Prozent der im Kohlenbergbau
beschäftigten Personen. Die Frühjahrsmonate brachten eine
Abnahme auf 7,9 Prozent; aber dennoch mussten sich die Bergarbeiter

bei den Verhandlungen bewusst sein, dass 100,000
Berufskollegen und mehr als 1 Million Arbeiter anderer Industrien
beschäftigungslos waren, was bei längerer Dauer des Kampfes
verhängnisvoll werden musste und auch tatsächlich wurde.

Der Profit bzw. Verlust (—) der Bergwerkbesitzer betrug
pro Tonne Kohle in Schillingen und Pence:

1924 1925 1926
1. Vierteljahr 2/10 0/6 1/5
2. » 1/0 —1/0
3- » 0/0,3 —0/3
4. » 0/8 1/7

Dabei ist die Subvention der Regierung, die seit August 1925
den Grubenbesitzern ausbezahlt wurde, schon eingerechnet. Ohne
diese Subvention hätte der Verlust auf jeder Tonne betragen:

1925: 3. Vierteljahr —1/7
4. » —1/6

1926: 1. » —1/5
Freilich machten einzelne Gesellschaften immer noch beträchtliche

Gewinne, und andere brachten es fertig, durch
Interessengemeinschaften und Preisvereinbarungen mit Kohle konsumierenden

Unternehmungen den Betrieb ihrer Gruben als verlustbringend
erscheinen zu lassen, während sie den Gewinn anderswo

realisierten. Trotzdem hatten die Grubenherren kein grosses Interesse
an der Aufrechterhaltung des Betriebs unter diesen Umständen,und die Gelegenheit zur Aussperrung der Bergarbeiter kam ihnen
daher nicht unerwünscht.

Mit diesen wirtschaftlichen Verhältnissen hatten die
Bergarbeiter zu rechnen. Es musste deshalb in ihrem Interesse liegen,den offenen Kampf zu vermeiden, da sie sich von vornherein in
einer wirtschaftlich viel schwächeren Stellung befanden. Ob sie
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das genügend würdigten, möge man nach Erörterung des zweiten
Punktes beurteilen.

n.
Der Konflikt wäre bekanntlich schon Anfang August 1925

ausgebrochen, wenn nicht die Regierung eine Subvention für 9 Monate
bewilligt und eine Kommission zur Untersuchung der Lage des
Bergbaues eingesetzt hätte. Die Bergarbeiter hatten sich von
Anfang an auf den Standpunkt gestellt, ihre Arbeitsbedingungen seien
so traurige, dass ihnen eine weitere Verschlechterung nicht mehr
zugemutet werden könne, und diese Haltung wurde von der übrigenArbeiterschaft gebilligt. Am 12. Februar 1926 legte der
Bergarbeiterführer Herbert Smith in einer Sitzung des Industriekomitees,

das vom Generalrat speziell fü\ die Untersuchung des
Bergbaukonflikts gebildet worden war, wiederum die Forderungendes Bergarbeiterverbandes dar, die in diesen drei
Punkten gipfelten:

1. Keine Lohnreduktion.
2. Keine Verlängerung der Arbeitszeit.
3. Kein Abweichen vom Grundsatz des Landestarifes.

In einer weiteren Sitzung am 26. Februar beschloss dieses
Komitee ein Zirkular an alle Gewerkschaften, worin erklärt wurde,dass die nähere Formulierung der einzuschlagenden Politik noch
verfrüht sei, dass jedoch die Gewerkschaftsbewegung «fest und
einig gegen jeden Versuch, die Lebenshaltung in den Kohlengruben
weiter herabzudrücken, Front machen würde».

Am 10. März erschien der Bericht der königlichen
Kohlenkommission, und kurz hernach liess der Ministerpräsident wissen,
dass die Regierung allen Vorschlägen des Berichtes Folge leisten
wolle, falls die beteiligten Parteien dem Bericht ebenfalls zustimmten,

und dass sie in diesem Fall für eine Uebergangszeit die
Subventionierung fortsetzen würde. Die Kommission schlug vor, eine
Reorganisation des Bergbaues durchzuführen, vorübergehend die
Löhne herabzusetzen unter gewissen Garantien für die schlechtest
gestellten Arbeiter und unter Aufrechterhaltung eines Landestarifs,die Arbeitszeit dagegen nicht zu verändern. Die Bergarbeiter hätten

somit auf die erste Forderung verzichten müssen.
Das Industriekomitee des Generalrats fand anscheinend von

Anfang an, der Bericht sei eine geeignete Verhandlungsbasis und
könne daher samt allen Schlussfolgerungen angenommen werden.
Es drückte sich aber nicht deutlich aus, sondern erklärte am8. April in einer Resolution:

«... dieses Komitee bestätigt seine früheren Erklärungen zur Unterstützungder Bemühungen der Bergarbeiter, eine gerechte Erledigung der bestehenden
Schwierigkeiten zu erreichen.

Dieses Komitee ist der Meinung, dass Verhandlungen zwischen der Ver-
einigung der Grubenbesitzer und dem Verband der Bergarbeiter unverzüglich
weitergeführt werden sollten, um eine klare Verständigung in bezug auf den
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Bericht der königlichen Kommission zu erhalten und um die Differenzpunkte
auf ein möglichst kleines Mass zurückzuführen.»

Man war sich im Bergarbeiterverband wie im Generalrat klar,
dass dieser Beschluss nicht so weit ging, wie die Bergarbeiter
wünschten. Trotzdem beschlossen diese erneut, auf keine Revision
der Löhne einzutreten. Die Verhandlungen gingen weiter ohne
wesentlich andere Stellungnahme. Gegen Ende April gaben die
Unternehmer schliesslich ihre Opposition gegen einen Landesvertrag

auf, doch in der Lohnfrage kam eine Einigung nicht zustande.
An einer Besprechung in letzter Stunde weigerten sich die
Vertreter der Bergarbeiter, eine Lohnreduktion von vornherein als
erste Massnahme anzunehmen, und sie wurden darin vom Industriekomitee

unterstützt unter Hinweis auf den Kommissionsbericht.
Als die Regierung auf bestimmtere Antwort drängte, sprach sich
Smith dahin aus, dass er sich mit dem Bericht von der ersten bis
zur letzten Seite abfinden wolle. Das wurde zuerst dahin
verstanden, dass Smith im Zusammenhang mit den übrigen
Forderungen des Berichts nicht gegen eine Lohnreduktion sei. Doch er
präzisierte seine Auffassung nachher dahin, dass er sich nicht für
Annahme des Berichts erklärt habe, er sei nur bereit, den ganzen
Bericht zu prüfen und zum Ergebnis dieser Prüfung zu stehen.

Inzwischen trat die Aussperrung in Kraft und eine Konferenz
der Gewerkschaftsexekutiven beschloss mit grosser Mehrheit, eine
gemeinsame Aktion zur Unterstützung der Bergarbeiter
einzuleiten. Eine gemeinsame Aktion hat aber natürlich nur dann einen
Sinn, wenn für gemeinsame Forderungen gekämpft wird.
Aus dem Bericht des Generalrats geht aber hervor, dass offenbar
zwischen dem Generalrat bzw. seinem Industriekomitee und den
Bergarbeiterführern Meinungsverschiedenheiten
bestanden in bezug auf das Nachgeben in der Lohnfrage, vielleicht
scheinbar geringfügige Differenzen, die jedoch nachher von
entscheidender Bedeutung wurden.

Es ist allerdings möglich, dass der Generalrat den Generalstreik

eigentlich gar nicht gewollt hat (ich trete auf diese Frage
hier nicht näher ein), doch er konnte nicht anders beschliessen,
da den Arbeitermassen die Finessen der verschiedenen Auffassungen

nicht bekannt waren und da Baldwin nach dem Ausbruch des
Streiks in der Druckerei des « Daily Mail» ein Ultimatum stellte,
dessen Annahme schon eine Niederlage bedeutet hätte.

III.
Wer führte den Generalstreik? Im Generalrat

wurden die Vertreter der Bergarbeiter gefragt, ob sie zustimmten,
dass die weitere Führung ihres Konflikts in die Hände des Generalrats

gelegt werde. Sie stimmten zu in dem Sinne, dass alle
Verhandlungen nun durch den Generalrat geführt würden, aber dass
der Bergarbeiterverband befragt werden solle. Und wie sich später
herausstellte, verstanden sie das so, dass sie allein letzten Endes
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entscheiden wollten, unter welchen Bedingungen sie die Arbeitaufnehmen würden. Die Lage war also dieTlm Kamp?e standenalle vom Generalrat aufgerufenen Gewerkschaften, die sich auchdem Generalrat vollständig unterordneten; allein die Frieda
bedmgungen konnten nicht vom Generalrat beschlossen werdensie unterstanden der Genehmigung des Bergarbeiterverband™! Esist ganz k ar, dass das zum Konflikt zwischen Generalrat und Berg!
arbeiter fuhren musste, zumal ja von Anfang an verschiedene Auf-fassungen über das Mass der Konzessionen bestanden.

ß^T» ?tei der e™ten Bereinigung der Forderungen, die demGeneralstreik zugrunde gelegt werden sollten, trat die Differenzwieder zutage. Die gemeinsame Subkommission der VertreterXJTdÄlT1 ^ Ber«arTeite/ hatte emsnmmig Sw"u. a. die Sicherung «eines Landesmimmallohnes »zu verlangenDie Exekutive der Bergarbeiter änderte das ab in «des Lande*Mimmallohnes », um jeden Lohnabbau auszuschliessen. Der Gene-ralrat genehmigte den Vorschlag der Subkommission in „er Er-wagung dass es nicht angehe, von der Regierung und von denUnternehmern die Zustimmung zu allen Forderungen des Kommi"

£?Ä"ir?re Währe?d diC ****** «ie VeiS.
nunttrlf ABenchtJlhnen auferlege, ablehnten. Dieser Streit-punkt führte dann zu den unerfreulichen Vorkommnissen bei den
s^SnraTüber die VorscMäge Sir Herb- *-* -"£

Nachdem alle Brücken zu weiteren Unterhandlungen mit derRegierung abgebrochen waren, schienen dem Generalrat nur zwti
ri±nfe°far7Um *-,?*«? « Menden: Kapitulation der Re!
gierung oder Zusammenbruch der Streikbewegung. Der erste Fall
M:hrrrpTe8chloe8Trgesichts der ^» **££*&S n- ?arlament ™d «er sonstigen Machtmittel der Regierung.Die zweite musste um jeden Preis verhindert werden da das

Der &gr,18i-rng ^ j^erkschafubewegung bedeute hafte
KfJZt ,t m"f8te darUm ab8el»««=ben werden, solange die
mit de!T " mtakt W.^ Eine erneute direkte Fühlungnahme
s^lte Sir Hger^War "^ 7°hi mÖgUch- *• diesem Stadiumsuchte Sir Herbert S a m u e 1, der Präsident der königlichen Unter.suchungskommission, Fühlung mit dem IndustrieCftee, un7 2
S rTamuel8»!5 •' *¦** " *• f" G™nd^„ mit der AuffalSSir Samuels einig ging, vereinbarte es mit ihm, er möge Vorschlägemachen zur Beilegung des Konflikts. vorscmage

FvJ»ri CrSieS Memorandum Sir Samuels wurde am 9. Mai von derExekutive der Bergarbeiter abgelehnt, weil ein Lohnabbau vor!
gesehen wan Em zweiter Entwurf erlitt dasselbe Schicksal, ob-Ä Nacbenera,lratlihn Aals Verhandlungsgrundlage annehmenf*,Neh nochmaliger Aenderung des Memorandums gab der
£muea

M
am }¦ ^ einstimmiS dJe Erklärung ab, dass dasSamuel-Memorandum angenommen werden nnd der Streik beendetwerden sollte. Doch die Bergarbeiter lehnten wiederum ab und
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erklärten, wenn der Generalrat deswegen den Streik abbreche, so
tue er das auf seine Verantwortung. Die Stelle, welche die
Bergarbeiter für unannehmbar hielten, lautet:

«Es soll keine Revision der früheren Lohnansätze stattfinden ohne
genügende Garantien, dass die von der Kommission vorgeschlagenen Reorgani-
sationsmassnahmen wirklich angenommen werden.»

Die Bergarbeiter schlugen demgegenüber vor:
« Es soll keine Revision der früheren Lohnansätze oder Arbeitsbedingungen

stattfinden, da das unnötig wird, wenn die Reorganisation zur Verwirklichung
gelangt.»

Unter diesen Umständen und nachdem ein nochmaliger
Versuch, die Bergarbeiter zu einer andern Stellungnahme zu bringen,
gescheitert war, kam der Generalrat einstimmig zum Entschluss,
dass weitere Opfer nicht mehr gerechtfertigt seien und dass der
Generalstreik abzubrechen sei.

Es ist dem Generalrat vorgeworfen worden, dass das Samuel-
Memorandum nur ein persönlicher Vorschlag war und dass keine
Garantie bestand, dass es von der Regierung und von den
Unternehmern angenommen würde. Das ist richtig. Aber einmal hatte
es keinen Sinn, mit diesen Vorschlägen an die Gegenpartei
heranzutreten, solange die Bergarbeiter selbst es ablehnten. Und zum
andern gründete sich das Memorandum auf den Bericht der
Untersuchungskommission, zu dessen Durchführung sich die Regierung
bereit erklärt hatte. Der Bergarbeitervorstand hätte sich mit der
Zustimmung zum Samuel-Memorandum so wenig vergeben wie
später mit der Annahme der Vorschläge der Bischöfe und jedenfalls

weniger als mit den Richtlinien vom 20. November, worin
nicht nur das Landesabkommen und die bisherigen Löhne
preisgegeben werden mussten, sondern worin vom Festhalten an der
verkürzten Arbeitszeit kein Wort mehr enthalten war. Anderseits
hätte die Annahme des Memorandums die Stellung der Bergarbeiter

in der öffentlichen Meinung bedeutend verstärkt und es der
Regierung nicht so leicht gemacht, sich vollständig auf die Seite
.der Unternehmer zu stellen.

Der ganze gewaltige Kampf ist zu werten als ein Versuch, die
gewerkschaftliche Kampfesfront über den einzelnen Gewerkschaftsverband

hinaus auszudehnen. Der Generalstreik ist gescheitert,
nicht weil diese oder jene Führer versagt haben, sondern weil —
wie der Generalsekretär des englischen Gewerkschaftsbundes, Walter

Citrine, an der Konferenz vom 20. Januar bemerkte — « weil
unsere Bewegung nicht bereit war dafür. Bereit im Verlangen, ja;
aber bereit in der Organisation, nein». Es ist vielleicht weniger
die Organisation (das ist ja nur die äussere Form) als die ganze
Einstellung zur gemeinsamen Führung eines Grosskampfes, worin
sich die Bewegung als noch nicht reif genug erwies.

Der Misserfolg des Kampfes hat bereits dazu geführt, dass
einflussreiche englische Gewerkschaftsführer den Generalstreik in
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Bausch und Bogen verdammen und auf das vermeintliche Allheilmittel:

Eroberung der politischen Maschine, hinweisen. Das ist
zu bedauern, denn eine Ueberschätzung des politischen Wegeskönnte einmal zu einem ähnlichen Fiasko führen, wie es jetzt
wenigstens zum Teil einer Ueberschätzung der wirtschaftlichen
Kampforganisation zu verdanken ist. Mit Gemeinplätzen, wie
«Generalstreik ist Generalunsinn», wie sich der Vertreter der
Maschinisten ausdrückte, wird das Problem des Generalstreiks
nicht gelöst, am allerwenigsten in einer Zeitepoche, wo neue
Organisationsformen des Kapitals entstehen, die unter Umständen die
überlieferten gewerkschaftlichen Kampfmittel stumpf machen
können. Unsere Aufgabe besteht darin, aus den Erfahrungen der
englischen Arbeiterschaft zu lernen und zu prüfen, welche
organisatorischen und sonstigen Voraussetzungen erfüllt sein müssen,damit ein gemeinsamer wirtschaftlicher Kampf auf so breiter Basis
Erfolg haben kann.

i

Tagesfragen.
Die allmähliche Konsolidierung der Weltwirtschaft bringt

vermehrte Kämpfe zwischen Arbeiterschaft und Unternehmertum
um die Arbeitsbedingungen und um die Sozialpolitik. Neben den
Lohnkämpfen, die vorab in Deutschland mit der Besserung der
Konjunktur wieder häufiger werden, ist es hauptsächlich die
Arbeitszeit, um die in den meisten Ländern ein erneutes Ringen
einsetzt. Der Kampf um den Achtstundentag ist immer
noch nicht beendet, er scheint sich aber doch dem entscheidenden
Stadium zu nähern. Nach der bedingungslosen Ratifikation des
Washingtoner Abkommens durch Belgien und der Ratifikation
durch Frankreich, die aber erst in Kraft treten soll, wenn das
Abkommen auch in Deutschland und England durchgeführt wird, ist
Deutschland der Staat, von dessen Haltung das Schicksal des
Achtstundentages in hohem Masse abhängt. In England steht der
Ratifikation eigentlich nicht viel mehr im Wege als der schlechte Wille
der Regierung; denn der grösste Teil der englischen Arbeiterschaft
arbeitet nicht länger als 48 Stunden wöchentlich. Nach einer
Erhebung der Gewerkschaften haben von 4,688,000 Gewerkschaftsmitgliedern

drei Viertel eine Arbeitszeit von 48 Stunden oder
weniger (30 % arbeiten 48 Stunden, 21 % 47 Stunden, 6 % 44 und
17 % 42 Stunden). Wesentlich schlimmer sind die Verhältnisse in
Deutschland. Nach einer amtlichen Erhebung, die sich allerdings
nur auf 745,000 Beschäftigte bezog, hatten im Oktober 1926 53 %der Arbeiter eine Arbeitszeit von mehr als 48 Stunden, in den
meisten Fällen 50—54 Stunden. Diese Zahl gibt freilich ein zu
ungünstiges Bild; denn die Untersuchung hat sich hauptsächlich
auf jene Industriezweige erstreckt, wo über lange Arbeitszeit
geklagt wurde, und sie fand in einem Zeitpunkt statt, da die Saison-
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